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Beilage zu Nro . 3 6 . des Durlachcr Wochenblattes vom Jahr 1838 .

LSINro . 1701 -', . Compctcnz des großen
BürgcrAuSschusscs btr.

^Die Wahl des großen BürgerAuSschusses
ist

' nun vollendet , die Mitglieder in Nr . Z 4 .

dieses Wochenblattes bekannt gemacht haben
ihre Wirksamkeit bereits begonnen und cs

dürfte ihnen daher nicht unwillkommen seyn ,
auf folgende gesetzliche Bestimmungen aufmerk¬
sam gemacht zu werden .

Die Angelegenheiten einer Gemeinde wer¬
den besorgt von

dem Gemeinderath ,
dem kleinen Bürgerausschuß ,
der Gemeindeversammlung oder a n de¬

ren Stelle für gewisse Falle , vom
großen Ausschuß ( in Gemeinden
über Zooo Seesen ) .

Der große Ausschuß hat nun folgen¬
de GemsindeAngelegenheiten zu besorgen :

1) Die Wahl des Bürgermeisters ,
des Gemeinderaths und kleinen
Ausschusses sdie beiden ersten durch ge¬
heime Stimmgebung ( Regbl . von 18Z7
Seite 201 ) s

2 ) die Entscheidung über alle Mei¬
nungsverschiedenheiten des Gc -
meinderaths und Ausschusses , welche der
Bürgermeister dem großen Ausschuß vor¬

zulegen hat ( GemeindeGesetz §. 4 o . )
3) die Entscheidung darüber , ob eine von so

viel Bürgern , als der Gemeinderath und
kleine Ausschuß zählt , Unterzeichnete An¬

zeige bei der Staatsverwaltungsstelle , daß
sie Beschwerde gegen die Amtsführung
und Verwaltung des Bürgermeisters , Ge¬
meinderaths oder Ausschusses zu führen
haben , als Gemeindebeschwerde
erkannt werden soll . ( ss. 4 o . Nr . 6 .)

4) die Genehmigung von Vorstellungen, die
im Namen der Gemeinde dem
Regenten oder der StändeVersamm -
lung , oder den StaatsBehdrden gereicht
werden sollen .

K) Don dieser Wochenblatts
dere Abdrücke um 2 kr .
Mitglied des Ausschusses.

Beilage sind beso
zu haben für jed

5) Die Einwilligung zu Verminderung
oder Umwandlung , oder Vermehrung
der Gehalte des Bürgermeisters , der Gc -
meinderäthc und des Rathschreibcrs re . ,
oder neue Einführung derselben ( § . 19 .
des GemeindeGesetzes ) .

Die Gemeindeversammlung der

ganzen Gemeinde dagegen muß vor
wie nach zusammenberufen werden .

1 ) Zu Verkündigungen , die an die ganze
Gemeinde zu geschehen haben , wo diese
Verkündigungen nicht durch das Wochen¬
blatt und Ausschellen erreichk werden
können .

2) So oft der Gemeinderath oder größe¬
re Ausschuß oder ( ß. 4 o .)

Z) Die Staatsbehörde die Zusammenberu¬
fung verlangt z . B . bei Rügegerichten .

4) Wegen Veräußerungen von unbewegli¬
chen Gütern der Gemeinde , wenn der
Anschlag über Ivoo fl. beträgt .

( §. 115 . )
5) Wegen Verwendung des Grundstocks -

Vermögens zu lausenden Ausgaben , oder
Einführung von Octroi statt direkter
Umlagen .

6) Wegen Einwilligung zu Aufnahme neu¬
er Kapitalien ( ss. 82 .) oder anderweiter
Verwendung der Ueberschüsse als zu
Schuldentilgung und KapitalAn -
läge . ( ss. 84 .)

7) Wegen Aenderungen in der seitherigen
Theilungsart der Allmenden ( §. 85 . )
und Verthcilung gemeinschaftli¬
cher Allmende ( §. 97 . 98 . u . 185 . )

8) Wegen Erwerbung von Liegenschaften
und Berechtigungen , wenn der Werth
nicht aus den ordentlichen Einkünf¬
ten der Gemeinde bestritten werden kann ,
vielmehr ausserordentliche Mit¬
tel ndthjg sind ( §. 114 . )

9) Wegen Aufführung neuer Baulichkeiten
wenn dazu ausserordentliche
Mittel erfodert werden .

Io ) Zu Vergleichen die Liegenschaften oder
dingliche Rechte daran zum Ge¬
genstand haben , z . B . Schäferei loskau -
sen , Zehntübernahme ( js. 131 .) Ebenso



H ) Zur Zustimmung desfallsigen Rechts¬

streitigkeiten u . s. w.
Die GeschäftsOrdnung für den

großen Ausschuß ist dieselbe wie für
Gemeindeversammlungen ( Reg .Bl . von 1855

Seite 90 ) d . h.
Der Bürgermeister ladet also zur Ver¬

sammlung nach Maasgabe der Verordnung
vom 16 . November 18ZL Reg .Bl . Nro . 63 .
ein .

Die Berathung findet nur statt wenn we¬

nigstens zwei Drittel aller anwesend sind»
Der Bürgermeister führt den Vorsitz .
Alle Verhandlungen sind öffentlich

und eS ist d e n Z u h ö r e r n ein eigener

Platz anzuweisen , daher auch die Tagfahrt -

verhandlung öffentlich bekannt zu machen .
Nur Gegenstände , die auf der Tagesord¬

nung stehen , d. h. zu deren Erörterung die

Versammlung bestimmt ist werden vom Bür¬

germeister , einer nach dem andern , zur Bera¬

thung gebracht .
Niemand darf in der Versamm¬

lung einen andern Gegenstand

zur Sprache bringen , der nicht auf der

Tagesordnung steht .
Wer also eine Sache vor diese Versamm¬

lung bringen will , hat vorher schon zu be¬

wirken , baß sie vom Bürgermeister auf den

Antrag des GemeinderachS und kleinen Aus¬
schusses oder einer ihrer Zahl gleichkommendcn
Anzahl Bürger oder auf Anordnung der
Staatsbehörde auf die Tagsordnung
gesetzt werde .

Jeder zur Berathung kommende Gegen¬
stand muß vorher schriftlich verfaßt v e r-
lesen werden nebst kurzer Angabe
der Gründe .

Der Bürgermeister eröffnet die allgemeine
Berathung .

Jeder , der sprechen will , meldet sich durch
Aufstehen oder Emporstrecken der Hand .

Der Bürgermeister ruft nach der Ordnung
des Anmeldens «inen nach dem andern zum
Sprechen auf .

Zu jeder Versammlung des größer » Aus¬
schusses gehört auch der Gemeinderath und
der kleinere Ausschuß , die Stimmen werden
durch gezählt , bei Stimmenmehrheit hat ,
der Bürgermeister die entscheidende Stimme .

Nach geendigter Berathung stellt der
Bürgermeister die Frage zur Abstimmung mit
Ja oder Nein , Mann für Mann .

Nach erfolgter Abstimmung verkündet dkk
^

Bürgermeister das Resultat und läßt das
Protokoll in ber Form verfassen, welche der

§ . 20 . bis LS . belobter Verordnung ver¬
schreibt.
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